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	§ 4 Sozialer Rechtsstaat


	2. Die einzelnen Merkmale des Rechtsstaates i.S.d. Grundgesetzes


▪   Rechtsstaat = Containerbegriff   (   verschieden Merkmale wurden unter dem Begriff des Rechtsstaatsgrundsatzes zusammengefasst

	beinhaltet:
	◦   Gerechtigkeit herstellen, als wichtigste Staatsaufgabe   (alle sollen gleich behandelt werden)

◦   Rechtssicherheit   (Bürger soll sich auf bestimmte Sachen verlassen können)


Containerbegriff bedeutet: Prinzip ist ohne Inhalt nicht zu definieren

►   Rechtsstaat   =   Wirtschaftsliberalismus      

19. Jh. wurde zur Abwehr gegen die absolutistische Herrschaft entwickelt   

◦   Rechtsgleichheit (Abwehr von Willkür)

◦   gleiche persönliche und wirtschaftliche Freiheit

◦   Garantie des Eigentum

►   Rechtsstaat   =   Gesetzesstaat
Ende 19. Jh.: Rechtssicherheit rückte in den Vordergrund 



◦   Vorhersehbarkeit

◦   Berechenbarkeit                        der

◦   Kontrollierbarkeit                     Gesetze

◦   Allgemeingültigkeit

=>   Gedanke im Dritten Reich verwirklicht

►   Rechtsstaat   =   Glaube an die Kontrollierbarkeit der Gesetze

heute:  Gesetze sind das Produkt des politischen Prozesses

◦   Kontrollmöglichkeit des Gesetzes durch:



(   Rechtsschutz gegen Staat



(   Verfassungsgerichtsbarkeit

◦   materielle Inhalte: Grundrechte (Art. 1 – 19)

◦   funktionale Betrachtung: beruht auf Rechtssicherheit (Gewaltenteilung…)

1. Regelung im GG: Art. 20, 28

▪   Art. 20:  enthält Elemente des Rechtsstaates ( Abs. 2, 3), wobei dies nicht wörtlich drin steht (unnötig)

▪   Art. 28:  es gibt ein Rechtsstaatsprinzip im Sinne des GG

▪   Art. 79:  verbietet Änderung der Grundsätze aus Art. 20

2. Die einzelnen Merkmale (Inhalte)

Art. 20 II, III enthält 5 Elemente:

I) Gewaltenteilung und Funktionengliederung

II) Grundsatz der Gesetzmäßigkeit

III) Rechtssicherheit und Vertrauensschutz

IV) Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

V) Die Rechtsschutzgarantie

I)   Gewaltenteilung und Funktionengliederung (Art. 20 II, III GG)
►   Organisations- und Strukturprinzip:

▪   bei der Ausübung der Staatsgewalt gibt es mehrere Organe, die eine eigene Funktion haben

▪   Masse an Organen, die im Funktionsbereich tätig werden

▪   3 Gewalten   →   Gesetzgebung, Rechtsprechung und Gesetzvollziehung

▪   Zuordnung von Aufgaben dem Organ, der dieses am besten lösen kann (entsprechend Vorkenntnisse, Ausstattung)

►   Die „klassische“ Gewaltenteilung:

	Funktionenteilung im eigentlichen Sinne:   
	▪  Organ führt nur eine Funktion aus (Trennung der Funktionen/Träger) 

	
	          →   BT: nur Gesetzgebung

	
	          →   Verwaltung: nur Gesetzausübung

	
	          →   Gerichte: nur Streitentscheidungen

	
	▪   funktioniert nur bei Rechtsprechung, da Streitentscheidungen relativ autonom, jedoch Orientierung an Gesetze notwendig


►   Gewaltenteilung heute: 

       Funktionenteilung im modernen Sinne

▪   Verschränkung und Mäßigung der Funktionen und Funktionsträger

▪   „Durchbrechungen“ der Gewaltenteilung und ihre Grenzen (Kernbereiche der Funktionen)

	(   Zusammenführen / Verflechtung der Funktionen
	◦   System ist elastisch

	                                                                  →   verursacht:
	◦   Funktionen hemmen sich aber auch gegenseitig

	
	◦   kontrollieren sich gegenseitig, damit keine Gewalt Überhand nehmen kann


(   Gesetzgeber muss bestimmte Eigengesetzgebungstätigkeiten akzeptieren;    

Bsp. Art. 80   →   Teilhabe der Exekutive an der Gesetzgebung, d.h. Bundesregierung kann Gesetze erlassen

=>   Durchbrechung der strikten Gewaltenteilung, jedoch mit Begrenzung

Inhalt, Zweck und Auslegung müssen im Gesetz festgelegt sein   →   BR muss Verordnung erlassen

(   BT (Legislative) wählt Bundeskanzler (Exekutive) sowie den Bundespräsidenten (hat nichts mit Gesetz / Verfassung zu tun)

(   BT kontrolliert Regierung

(   BT hat Mitspracherecht bei Gesetzen, die die Judikative benutzt, um die Rechtssprechung durchzuführen

►   personelle Gewaltenteilung:   

▪   Personen, die in Organen handeln sollen möglichst nur einem Organ zugehören

▪   Bsp. Richter als Person ist nicht auch gleichzeitig Mitglied des BT und Mitglied der Bundesregierung

▪   Exekutive, Legislative: keine Personelle Gewaltenteilung, da Mitglieder der Bundesregierung auch im BT sitzen.

Beschreibung der einzelnen Funktionen

	(   Judikative:
	verbindlich Entscheidung von unklaren Rechtslagen im Einzelfall (Staat ( Bürger o. Bürger ( Bürger)

	
	

	(   Exekutive:
	Vollzug von Gesetzen im Einzelfall = Einzelfallentscheidungen  +   Regierungstätigkeit (Steuerung des Staates, Festlegung der politischen Richtung)

	
	

	(   Legislative:
	generelle Regelung von Sachfragen über längere Zeit für alle oder bestimmte Bürger


Grenzen der einzelnen Gewalten

→   Kernbereich der Funktionen   =   Grenzen

→   BVerfG regelt die Grenzen

§80:   Durchbrechung der Gewaltenteilung, d.h. Regierung kann Verordnungen erlassen, die den gleichen Stellenwert wie Gesetze haben, obwohl dies ein Eingriff in die Kernfunktion der Legislativen ist.

         Grenze:   Inhalt, Zweck und Ausmaß muss per Gesetz festgelegt sein.

→   Rechtsprechung wird ausschließlich von Gerichten/ Richter wahrgenommen ; keine Verschränkungen

II)  Grundsatz der Bindung an Gesetz und Recht (Art. 20 III GG)
Gesetz   =   zentrales Steuerungsinstrument

3 Ausprägungen:

· Vorrang der Verfassung

◦   alle staatlichen Organe sind an die Gesetze gebunden

◦   Normeninstrument: Verfassungsgerichtsbarkeit

◦   in der Praxis wird der Vorrang meist immer beachtet

(   direkt aus dem Art.20III ablesbar

· Vorrang des Gesetzes vor anderen Rechtsnormen

◦   gerichtet an vollziehende Gewalt und Rechtsprechung

◦   Verwaltung muss sich an Gesetze halten

◦   wenn Verwaltung handelt, muss sie erst einmal gucken, ob sie einem Gesetz folgen muss

◦   gilt ausnahmslos, für gesamte staatliche Aktivität

(   direkt aus dem Art.20III ablesbar

· Vorbehalt des Gesetzes

→   die öffentliche Hand (Verwaltung) kann nur tätig werden, wenn es das Gesetz zulässt (Erlaubnis vom Gesetzgeber für das Handeln erforderlich); Praxis funktioniert nicht ganz so

(   „klassischer“ Eingriffsvorbehalt für alle belastenden Maßnahmen   →   d.h. wenn die Regelung gezielt. in das Leben des Bürgers eingreift    

(   Totalvorbehalt für alle staatlichen Maßnahmen überhaupt     

(   Gesetzesvorbehalt für alle „wesentlichen“ Regelungen und Entscheidungen („Wesentlichkeitslehre“)   →   alle wichtigen Entscheidungen des Lebens muss vom Gesetzgeber im Gesetz festgelegt werden

(    wesentliche Regelungen und Entscheidungen   →   es gibt keine eindeutige Definition 

(    Wesentlichkeit hängt vom jeweiligen Gegenstand ab

(    Regelungen, bei denen der Staat Leistung erbringt, z.B. Infrastruktur    

	(    Erweiterung des klassischen Eingriffsvorbehalt  
	

	                 Bsp. Schulpolitik
	klassischer Eingriffsvorbehalt:   Schulpflicht

Gesetzesvorbehalt für alle „wesentlichen“ Regelungen:   Themen, die in der Schule behandelt werden


(   Gesetzesvorbehalt und Parlamentsvorbehalt

◦   BT muss etwas als Volksvertretung entscheiden

◦   Gesetz ist dafür nicht nötig, Parlamentsbeschluss reicht

◦   Mehrheitsentscheid

(   nicht direkt aus dem Art.20III ablesbar

	Fall:
	  Presseunternehmen

	
	-   Marktlage ist für das Unternehmen nicht sehr gut

	
	-   die Verwaltung will Subventionen an die Branche geben

	
	-   Vorbehalt: Pressunternehmen muss ernsthaft sein

	
	-   dieses Presseunternehmen ist eine Illustrierte und bekommt deshalb die Subvention nicht

	
	

	
	Was ist das für ein Vorbehalt?       →   kein „klassischer“ Eingriffsvorbehalt

                                                       →    Gesetzesvorbehalt für alle „wesentlichen“ Regelungen

                                                       →    Gesetzesvorbehalt  =  Parlamentsvorbehalt, da in Dtl. das Parlament (BT) die Gesetze erlässt 

	
	

	
	→   das Parlament kann über einen Vorbehalt entscheiden, auch ohne ein Gesetz zu erlassen

=>  Sinn des Vorbehalts ist trotzdem gewahrt, da gesetzgebende Kraft über den Vorbehalt entscheidet


Fall §4.1, §4.2, §4.3

III)  Rechtssicherheit und Vertrauensschutz
	►   Rechtssicherheit:
	objektives Element; was als Recht gilt, soll klar erkennbar und verständlich sein (was gilt für mich), also berechenbar; je umfangreicher, kleiner und verstrickter die Gesetze sind, desto klarer sind sie

	
	

	►   Vertrauenschutz:
	Vertrauen darauf, daß das was im Recht steht heute, morgen, ... gilt


▪   Berechenbarkeit staatlichen Handelns: Klarheit, Verständlichkeit der Rechtsnormen

→   Gesetze müssen klar und so verständlich wie möglich sein


→   Gesetz muss auch so in die Realität umgesetzt werden

▪   Bestimmtheitsgrundsatz für Rechtsnormen und Einzelakte
→   Gesetzgeber soll so genau wie es ihm möglich ist, den Tatbestand im Gesetz regeln / erläutern

→   Niederschlag im Gesetz so, daß sachkundiger Jurist (also nicht ein Leihe) aus dem Gesetz seine Eintscheidungsgrundlage ersehen kann; Jurist muss wenigstens den Inhalt interpretieren können

    
→   je mehr meine Freiheit & Eigentum eingeschränkt wird, umso stärker muss Gesetzgeber klar /gründlich Gesetze festlegen

▪  Vertrauensschutz i. S. v. „Kontinuität staatlichen Handelns“ 

→   Vertrauensgrundsatz gegenüber Gesetzgeber ist von enormer Wichtigkeit   →   konstant, berechenbare Rechtsgrundlage
→   was einmal unternommen wurde   →   keine Änderung der Rechtslage auf vorher unternommenes zu Lasten des Bürgers

       Gesetzgeber kann im nachhinein eine bestimmte Rechtslage abschaffen bzw. erleichtern zugunsten des Bügers
       ( Vertrauensschutz des Bürgers

· Vertrauen auf Fortbestand des heutigen Rechtszustandes?

→ Geschriebenes gilt heute, morgen, …

· Das Verbot rückwirkender Rechtsänderung und seine Grenzen

→   Abwägung zwischen meine Interessen (des Bürgers) und den Interessen des Gesetzgebers bezüglich Rückwirkungsbelastung

	Rückwirkungsbelastung abgestuft:
	◦   Vertrauen auf gegenwärtige Lage: Geltungsvertrauen

◦   Vertrauen auf zukünftige Lage: Kontinuität 


→   heute wird man für einen Tatbestand nicht bestraft, morgen ändert sich das Gesetz, man wird trotzdem nicht rückwirkend bestraft, d.h. also, daß Vertrauensschutz nicht heißt, daß Gesetze sich nicht ändern dürfen, sondern, daß man trotz ändernder Gesetze nicht rückwirkend bestraft werden darf     →   Art.103 Abs.2

Fall §4.5, §4.6

(   bei echter Rückwirkung („Rückbewirkung“)                                                                                      

= Rechtsnorm, die die Regelung eines Sachverhaltes betrifft (in der Vergangenheit);

→   Gesetzgeber greift in rechtlich abgeschlossenen Tatbestand zu Lasten des Bürgers ein

→   Rückwirkung ist grundsätzlich nicht erlaubt  =>  es gibt Ausnahmen*1 

(   bei unechter Rückwirkung („Rückanknüpfung“)
→   Tatbestand noch nicht rechtlich abgeschlossen 

→   Rückwirkung ist grundsätzlich erlaubt   =>  Einschränkungen möglich*2
Problem: Unterschied zwischen abgeschlossenen und unabgeschlossenen Tatbestand

Bsp. unabgeschlossener Tatbestand: 2 Jahre Garantie für ein Gerät, diese 2 Jahre sind noch nicht vorbei; bei unechter Rückwirkung kann das, was in der Zukunft gilt geändert werden, aber nicht die Vergangenheit, d.h., dass der Kaufvertrag nicht geändert werden kann, aber die Garantie von 2 Jahren auf 1 Jahr herabgesetzt werden kann.

*1  Ausnahmen:

1) Änderung wurde frühzeitig angekündigt, man hat kein Vertrauen mehr (Vertrauenserschütterung)  =>  kein Recht auf Vertrauensschutz

2) wenn die Rechtslage unübersichtlich, verworren oder lückenhaft ist, Vertrauen basiert auf keiner stabilen Rechtslage und so ist kein Vertrauen aufbaubar (seltener Fall)  =>  kein Recht auf Vertrauensschutz

3) Bagatellevorbehalt, d.h. wenn die Rückwirkung nur geringe Belastung bedeutet

4) wenn zwingend öffentliche Interessen berührt werden

(   ist nicht genau bestimmbar

(   Interessen müssen sehr wichtig für die Öffentlichkeit sein

*2 Einschränkungen: 

▪   Geltung der unechten Rückwirkung abhängig vom Schaden, der erlitten wird   (Stärke der Belastung)

▪   meist Übergangsregelung erforderlich, jedoch nicht, wenn die Belastung für die Person abgewendet werden kann

▪   Um so länger der Anfang des Tatbestandes zurückliegt, umso geschützter ist die Person, d.h umso größer ist die Einschränkung der unechten Rückwirkung

Fall §4.7
IV)  Grundsatz der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns  =  Übermaßverbot

Bürger soll nicht mit staatlichen Maßnahmen belastet werden, die den Freiheitsraum einschränken, d.h. die für ihn übermäßig wirken

(   zulässig, jedoch eingeschränkt; richtiges Maß der staatlichen Zugriffe

(   Grundsatz in der Verwaltung anwendbar

Bsp. eine Frau parkt auf dem Bürgersteig, sie lässt ihre Handynummer auf dem Armaturenbrett im Auto liegen und nimmt ihr Handy mit, eine Mutter mit einem Kinderwagen oder einem Rollstuhlfahrer können nicht an dem Auto vorbeikommen

→   Auto wird abgeschleppt

Frage: Handelt es sich um eine staatliche Maßnahme?

►   Grundlage: Mittel und Zweck

	Zweck:
	Beseitigung eines Verkehrshindernisses zur Herstellung der öffentlichen Sicherheit

	Mittel:
	Abschleppen


3 Komponenten zur Bestimmung, ob die staatliche Maßnahme mäßig oder übermäßig ist, anhand des o.g. Beispiels

►   Geeignetheit

→   Mittel muss geeignet sein, gewünschten Erfolg zu erreichen (zumindest zu 50%) ( zwecktauglich

→   ausreichend, wenn es einen Beitrag zur Zielerreichung leistet (Schritt in die richtige Richtung)

→   bezogen auf das Beispiel: Abschleppen = geeignetes Mittel das Hindernis zu entfernen
►   Erforderlichkeit
→   wenn das mildeste Mittel eingesetzt wird; ist das Mittel zu hart, ist die Maßnahme übermäßig

→   bezogen auf das Beispiel: das Mittel ist nicht erforderlich, da man auch die Frau hätte anrufen können;

der Staat sieht dies aber anders, da das Abschleppen von verkehrsbehindernden Autos zur Abschreckung dienen soll#

weiteres Bsp.: ein Haus besitzt einen Anbau einer Garage ohne eine Genehmigung, dies wird von der Baubehörde bemerkt

→   Garage muss abgerissen werden, um korrekten Zustand zu erreichen

=>   nur, wenn die Garage überhaupt nicht dort gebaut werden durfte

=>   illegal nur, wenn Formalität ungenügend; dann ist das Abreißen übermäßig, denn hier braucht nur nachträglich ein Antrag auf Baugenehmigung gestellt werden                           

►   Verhältnismäßigkeit i.e.S. = Unangemessenheit, Unzumutbarkeit 

→   ist eine Gesamtbewertung eines bestimmten Vorgangs

→   auf konkrete Beteiligte abgestellt (Einzelfallbetrachtung)

→   bezogen auf das Beispiel: das Mittel kann für 90% der Leute zumutbar und erforderlich sein, jedoch für 10% nicht (z.B. ein Arzt, der einen Notruf erhält und auf dem Gehweg parken muss) => Berücksichtigung der individuellen Situation

Der Grundsatz ist in keinem Gesetz verankert, sondern ist Ausdruck der Rechtsstattlichkeit.

V)   Die Rechtsschutzgarantie   Art.19 Abs.4 GG
►   Anspruch auf gerichtlichen Rechtsschutz   (d.h. Recht, zum Gericht gehen zu können)   →   Zugang zur Rechtsprechung / Richter

▪   gegen staatliche Eingriffe durch Verwaltung und Strafverfolgung  

→   Rechtsschutz nämlich nur bei öffentlicher Gewalt  =  Verwaltung / Exekutive

→   der Bürger hat Anspruch auf Rechtsschutz, wenn er von der öffentlichen Gewalt beeinträchtigt wird

→   Rechtsschutz gegen Einzelakte, nicht gegen Normen (also nicht gegen die Legeslative)

▪   Ausschluss bei zivilrechtlichen Streitigkeiten 

→   Rechtsschutz gegen zivilrechtl. Streitigkeiten geht nicht aus dem Art.19 Abs.4 GG hervor, sondern aus dem Rechtsstaatsprinzip hervor

=>   ausgeschlossen wird also der Rechtsschutz gegen den Gesetzgeber und gegen zivilrechtl. Streitigkeiten

effektiver Rechtsschutz durch Verfahren und Vorkehrungen:           

	z.B.
	◦   Pflichtverteidiger
	◦   Dolmetscher

	
	◦   Prozesskostenmithilfe
	◦   angemessene Verfahrensdauer


Art.19 Abs.4 beinhaltet Anspruch auf Zugang zum Gericht   und   effektiver Rechtsschutz

	3. Das Sozialstaatsprinzip
	


1.       Regelung im GG:

→   der Begriff Sozialstaat ist eine Erfindung des Grundgesetzes

→   der Begriff legt keine Inhalte fest 

→   der Begriff wird lediglich an zwei Stellen erwähnt
▪   Art. 20 I: „…sozialer Bundesstaat“
▪   Art. 28 I: „…sozialen Rechtsstaats“ 

→   Widerspruch, denn Bundesstaat hat nichts mit Sozialstaat zu tun

→   soz. Rechtsstaat trifft es besser, da gemeint ist sozial gerechter Staat (materiellen Sinn)

2.       Begriff und Bedeutung des Sozialstaatsprinzips
▪   „Soziale Frage“, Daseinsvorsorge 

soziale Leistungen zur Verfügung stellen, d.h. Herstellung einer Infrastruktur i.S.v. Absicherung gegen Notfälle wie Unfall, Krankheit, Arbeitslosigkeit, Alter, ...; für jeden soll das Risiko minimiert werden „abzurutschen“ 
▪   Ziel: Herstellung sozialer Gerechtigkeit und realer Freiheit 

(Bsp. öffentliche Verkehrsmittel  →  dadurch kann sich jeder frei bewegen; es muss bezahlbar sein)

◦   Pflicht zur Herstellung erträglicher Lebensbedingungen = Existenzminimum ( i. V. m. Art.1 I GG) 

-   insbesondere derer, die nicht in der Lage sind, diesen durch Arbeit zu schaffen

-   Anspruch auf soziale Hilfe / Sozialhilfe (zu 60% Sozialstaatsprinzip und zu 40% aus menschenwürdigem Denken/Garantie)

-   Gesetzgeber legt auch Maßstäbe fest

-   wichtige Einschränkung: Verpflichtung nur denjenigen gegenüber, die wirklich Hilfe brauchen

◦   Schaffung und Erhaltung von Systemen sozialer Sicherheit durch Solidarität => Versicherungen => gesetzliche RV + private Vorsorge

- Zugang für Mehrheit ermöglich, die nicht in der Lage sind, sich selber zu versichern

- neben staatlicher Versicherung, private Absicherung zu erschwinglichen Preisen / Beiträgen ermöglichen, um die Option zur zusätzlichen Versicherung zu gewähren

◦   Schutz sozialer Schwacher: Sicherung von Chancengleichheit (i. V. m. Art.3 I GG)

- dem Bürger ist der Zugang zu Einrichtungen zu ermöglichen, so dass z.B. auch Behinderte öffentliche Verkehrsmittel nutzen können

▪   Sozialstaatsprinzip   ((    Rechtsstaat und Freiheit

▪   Adressaten des Sozialstaatsprinzips

◦   vorrangig: Gesetzgeber   →   dieser soll vom Sozialstaatsprinzip gesteuert werden   →   er hat den Auftrag gerechte, soziale Ordnung anzustreben

Fall §4.8

	4.   Die Rechtsprechung: „Dritte Gewalt“
	


(   Instrument zur Umsetzung des Rechtsstaats = Rechtsprechung

1.      Regelung im GG: Art. 92

▪   GG hat eigenen Abschnitt IX bereitgestellt   →   enthält Grundsätze (Konkretisierung des Rechtsstaats durch Justiz)

▪   der Bürger allein ist nicht in der Lage, Merkmale des sozialen Rechtsstaats (Verwaltung,...) in Anspruch zu nehmen

▪   Art. 92 legt fest, was allgemeine Rechtsprechung ist, wer es macht und wie sie organisiert ist

	Inhalte:
	1.   Staatstätigkeit: umschrieben mit rechtsprechende Gewalt

2.   rechtsprechende Gewalt: Justizmonopol in Gestalt von Richtern

3.   Organisation: Rechtsprechung von Bundesgerichten und Gerichten der Länder 


2.      Begriff und Ausgestaltung
	▪   Definition:
	formal:
	Rechtsprechung ist das, was Richter tun 

→   dies ist jedoch nicht aussagekräftig



	
	materiell:
	(   verbindliche Festlegung bestrittenen oder verletzten Rechts

(   in einem geordneten Verfahren

(   durch eine selbständige, unabhängige neutrale Instanz  (d.h. Richter darf nicht unmittelbar am Geschehnis beteiligt sein, nicht befangen sein, kein eigenes Interesse am Ausgang haben) 

(   die nach Gesetz und Recht entscheidet (Maßstab erforderlich)

→   alle 4 Kriterien müssen bei Rechtsprechung erfüllt sein, sonst ist es keine



	▪   Ausgestaltung:

	(   Richtermonopol und Richtervorbehalt (Art. 92 I GG)

               →   Verwaltung darf keine Streitigkeiten verbindlich entscheiden

               →   Richtervorbehalt: auf Monopol der staatlichen Richter / Gerichte gerichtet, d.h., dass der 

                      der Staat Richter und Gerichte zur Verfügung stellt; schließt die Privatisierung der 

                      Rechtssprechung aus

               →   Streitigkeiten nur von Richtern zu entscheiden

(   Unabhängigkeit der Richter  

◦   sachliche Unabhängigkeit (Art. 20 III GG)

d.h. der Richter ist nicht an Urteile der Vorinstanzen gebunden

◦   persönliche Unabhängigkeit (Art. 97 GG)


	


3.      Verteilung der Rechtsprechungskompetenzen und Aufbau der Gerichte                                                               

(   Hauptgerichtsbarkeit liegt bei den Ländern (sollen vor Ort sein)

  direkte/ konkrete Aufgabenteilung; Gerichte sind aufgeteilt nach Art der Streitigkeit (Staat – Bürger, Bürger – Bürger)

  einzelne Sondergerichte (Art. 96 GG) 

  jeder Gerichtszweig hat ein unterschiedl. Prozessrecht (Gebrauchsanweisung)

  Bundesgerichte unterstehen einem gemeinsamen Senat

Aufbau der Gerichte
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→   Gemeinsamer Senat: wird bemüht, wenn sich alle 5 Gerichte (darunter) uneinig sind, d.h. verschiedene Beschlüsse gefasst haben

→   der Bürger hat mit den Bundesgerichten kaum etwas zu tun, nur wenn Verhandlungen sehr aufwendig sind

→   jedes Bundesland hat sein eigenes Landesverfassungsgericht


4.      Garantien für das gerichtliche Verfahren und Justizgrundrechte
▪   Garantie des gesetzlichen Richters und Verbot von Ausnahmegerichten (Art. 101 I, II GG)

→   vor Zivilrechtsstreit muss festgelegt werden, welcher Streit hinterher in welchem Gericht, bei welchem Richter vorgetragen wird 

▪   Abschaffung der Todesstrafe (Art. 102 GG)

→   resultiert aus Art.2 GG (Recht auf Leben)

▪   Anspruch auf rechtliches Gehör (Art. 103 I GG)

→   Anspruch hat die 3 folgenden Inhalte:

a) jeder von einem Gerichtsverfahren Betroffene, muss Gelegenheit haben, sich vor dem Gericht zu äußern, hinsichtlich der Sachlage und der rechtlichen Bewertung

b) Richter darf seiner Entscheidung nur die Tatsachen zu Grunde legen, zu denen die betroffenen Parteien Stellung genommen haben

c) Richter muss bei seiner Entscheidung die Äußerungen der Beteiligten zur Kenntnis nehmen und sie in seine Entscheidungen einbeziehen => Richter muss auf die Argumente der Parteien eingehen

→   Anspruch auf „überraschungsfreies faires gerichtliches Verfahren“

	doppelter Zweck:
	◦   Richtigkeit der Rechtssprechung sollgefördert werden

◦   Überraschungsurteil soll vermieden werden, d.h., dass sich der Betroffene vor einem Urteil immer äußern kann


▪   Grundsatz gesetzlicher Bestimmung der Strafe (Art. 103 II GG)

→   keine Strafe ohne Gesetz

→   Richter darf keine Strafrechtsnorm erfinden

→   Strafbarkeit muss gesetzlich hinreichend genau bestimmt sein

→   kein rückwirkendes Gesetz

▪   Verbot mehrfacher Bestrafung (Art. 103 III GG)

→   keine mehrfache Bestrafung für derselben Tat

▪   Rechtsgarantien bei Freiheitsbeschränkung und Freiheitsentziehung (Art. 104 GG)

→   gemeint ist körperliche Bewegungsfreiheit

→   jede Freiheitsentziehung muss von einem Richter beschlossen werden, d.h. Festsetzen in einer Zelle bedarf der Entscheidung eines Richters, da schwerer Freiheitseingriff

▪   [Rechtsweggarantie (Art. 19 IV GG)]

→   Anspruch auf Zugang zu einem Gericht bei einem Rechtsstreit

(    Grundsätze gelten für gesamte Rechtsprechung

	5. Die Verfassungsgerichtsbarkeit: „Krönung des Rechtsstaats“ und „Hüter der Verfassung“
	


1.      Begriff und Bedeutung:
	früher:
	Staatsgerichtsorgan: Streit zwischen staatlichen Organen…

Entsch. über Rechtsstreitigkeiten innerhalb des Staates

	
	

	heute:
	oberste Kontrollinstanz der Verfassung


▪   Das Bundesverfassungsgericht als „Hüter der Verfassung“ (Art. 92 – 94 GG)

◦   rechtsprechende Gewalt wurde dem BVerfG zugewiesen (Art. 92)

◦   Art. 93: Gericht erhält bestimmte Zuständigkeiten

◦   Art. 94: Gericht besteht aus Bundesrichtern und anderen Mitgliedern, wobei die Mitglieder des Gerichts zur Hälfte gewählt werden

▪   Doppelfunktion des BVerfG: politisches Verfassungsorgan und Gericht

	(
	(   BVerf soll die Verfassung schützen

	(
	(   BVerfG ist das höchste Gericht / Rechtssprechungsorgan

(   hat Autorität, d.h., dass was das BVerfG beschließt gilt und kann von anderen Gerichten nicht geändert werden

	(
	(   BVerf behandelt nur verfassungsrechtl. Fragen, z.B., ob Betroffener rechtl. Gehör gefunden hat

	(
	(   BVerf behandelt wichtige staatl., polit. Fragen, z.B. Zuwanderungsgesetz


2.      Organisation und Verfahren des BVerfG
	Richter des BVerf sind professionell, d.h. es gibt nur Berufsrichter
	≠
	Richter des LVerfG sind nicht professionell, d.h, dass die Richter weder Jura studiert haben müssen, noch müssen sie es als Beruf ausüben; sie können sich am Feierabend treffen


(   Senate und Kammern:

besteht aus 2 Senaten, die jeweils für sich entscheiden

	1. Senat

(
	2. Senat

(
	pragmatischer Grund der Zwillingsgerichte: zuviele Aufgaben für 

	früher:
	
	ein Gericht

	behandelt grundrechtl. Fragen
	behandelt staatl. Fragen
	

	beide regeln Organisationsfragen und Grundrechtsschutz
	
	

	
	
	

	heute:
	
	

	Arbeitsteilung nicht mehr ganz so gültig, da ein Senat viel weniger zu tun hätte als der andere

=>   beide Senate haben die gleichen Aufgaben
	
	


ein Senat besteht jeweils aus 8 Richtern

	3 Bundesrichter
	Bundesrichter = Richter kommt aus einem der 

5 Bundesgerichte

1)   Richter ist erfahren mit dem Prozessrecht / mit dem Ablauf

2)   Richter kennen sich mit dem einfachen Recht aus (im Gegensatz zu den Professoren)

	5 Professoren
	


(   Wahl der Richter:

▪   die Wahl ist „verpolitisiert“, da ½ der Richter vom BT und ½ der Richter vom BR gewählt werden

▪   Richter auf 12 Jahre gewählt, können nur einmal gewählt werden

(   Besonderheiten des Verfahrens

▪   Einleitung nur durch Antrag

▪   Rechtskraft und evtl. Gesetzeskraft seiner Entscheidungen
▪   Prozess behandelt individuelle Streitigkeiten, jedoch wirken die BVerfG- Entscheidungen rechtlich darüber hinaus, nicht nur für die 2 streitenden Personen

▪   Verfahren des BVerfG sind im Einzelfall bestimmt (Art. 93)

▪   Urteil des BVerfG

	2 Unterscheidungen:
	◦   Urteil hat Verbindlichkeit für die Beteiligten und alle Verfassungsorgane des Bundes, alle Verwaltungen ...

( flächendeckende Rechtskraft

◦   wird Norm, die der Gesetzesgeber erlassen hat, für verfassungswidrig erklärt, hat Entscheidung sogar Gesetzeskraft




3.      Die Zuständigkeiten des BVerfG (Art. 93)

(   Doppelfunktion: Staatsgerichtshof und Hüter der Grundrechte

(   Das Enumerativprinzip (Art. 93 I GG)                               →   die 5 Aufgaben sind nach Funktionen gegliedert

►   Staatsinterne Streitigkeiten

· Organstreitverfahren im Bund (Nr. 1)

· Streit zwischen Bund und Ländern oder zwischen den Ländern (Nr. 3 und 4)

►   Normenkontrollverfahren

→   BVerfG prüft eine Norm auf die Vereinbarkeit mit dem GG 

	· abstrakte Normenkontrolle (Nr. 2, 2 a)
	→   beliebige Rechtsnorm wird geprüft 

→   es bedarf zur Antragsstellung kein Streit zwischen 2 Personen; betrifft keine bestimmte Person

→   es gibt nur wenige, die ein solches Verfahren einleiten können  

	
	

	· konkrete Normenkontrolle (Art. 100 GG)


	1) es liegt ein Streit zugrunde => findet im Rahmen eines Prozesses statt, normales Gericht entscheidet

2) Sicherstellen, dass Rechtsbasis für Bundesrepublik einheitlich formuliert ist 


→ Voraussetzung der Normenkontrolle:

▪   Richter muss ein Gesetz /Rechtsnorm verfassungswidrig befinden

▪   Richter muss anders entscheiden, als die Norm bereits aussagt

▪   Rechtsnorm muss vom dt. BT erlassen worden sein

►   Die Verfassungsbeschwerde (Nr. 4 a)

→   Beschwerde des Bürgers gegen behauptete Verletzung seiner Grundrechte (Art.1-19 GG)

→   jedermann kann Beschwerde erheben, wenn

▪   er die Verletzung seiner Bürgerrechte behauptet

▪   er bestimmte Fristen eingehalten hat, d.h. man muss Beschwerde stellen innerhalb eines bestimmten Zeitraums seit der Bürgerrechtsverletzung; dies ist abhängig vom Gegenstand

→   zuerst muss der Bürger zu der untersten Instanz gehen und kann dann alle Instanzen durchlaufen bis hin zum BVerfG

→   Art. 94 Abs. 2 Vorprüfung der Verfassungsbeschwerden (3 der 8 Richter im Senat sitzen in einer „Kammer“ und überprüfen die Beschwerde)

→   auch eine Gemeinde oder Landesverbände und ähnliches können eine Verfassungsbeschwerde stellen; jedoch nicht bezogen auf die Art.1-19, sondern auf das Recht der Selbstverwaltung

►   „Verfassungsstrafverfahren“                                                                                                                              

· Anklage des Bundespräsidenten (Art. 61 GG), wenn dieser sich rechtswidrig / verfassungswidrig verhält

· Anklage von Richtern (Art. 98 II GG), wenn dieser sich rechtswidrig / verfassungswidrig verhält

· Verwirkung von Grundrechten ( Art. 18 GG)

· Verbot verfassungswidriger Parteien (Art. 21 III GG)

►   Sonstige Verfahren

· Wahlprüfung (Art. 41 GG)

→   Prüfung der Rechtmäßigkeit der Wahl zum dt. BT

· Kommunale Verfassungsbeschwerde (Nr. 4 b)

→   Möglichkeit einer Gemeinde zu behaupten, dass ihr Selbstverwaltungsrecht durch den Staat eingeschränkt wird
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